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Bebauungsplan 15

Gemeinde Wilstedt
"Am alten Bahnhof"
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Der Rat der Gemeinde Wilstedt hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner 

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung haben vom .................... bis .................... gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Wilstedt hat in seiner Sitzung am .................... dem Entwurf des Bebauungs-

Bürgermeister

Institut für Stadt- und Raumplanung GmbH 

Wilstedt, den ....................

Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes stimmt mit der Urschrift überein.

Wilstedt, den ....................

des Bebauungsplanes und der Begründung nicht geltend gemacht worden.
Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen 

Verletzung von Vorschriften

Wilstedt, den ....................

Bebauungsplan ist damit am .................... rechtsverbindlich geworden.
Der Beschluss des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am .................... ortsüblich bekannt gemacht worden. Der 

Alle Rechte vorbehalten

Beglaubigung

Inkrafttreten

Gemeinde Wilstedt
Bebauungsplan Nr.

Wilstedt, den ....................

Sitzung am .................... als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Wilstedt, den ....................

öffentlich ausgelegen.

Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am .................... ortsüblich bekannt gemacht.
planes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von 

Satzungsbeschluss

Bremen, den 15.11.2021, 12.08.2022, 22.08.2023 

Öffentliche Auslegung

Planverfasser

(instara)

Wilstedt, den ....................

planes Nr. 15 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am .................... ortsüblich bekannt 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Wilstedt hat in seiner Sitzung am .................... die Aufstellung des Bebauungs-

Wilstedt, den ....................

Aufstellungsbeschluss

Präambel

(Riedesel)

Planunterlage

Internet: www.instara.de
E-Mail: info@instara.de

Tel.: (0421) 43 57 9-0
Fax.: (0421) 45 46 84

28309 BremenVahrer Straße 180

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), sowie des § 58 Niedersächsisches Kommunalverfass-

aus der Planzeichnung sowie den nebenstehenden textlichen Festsetzungen als Satzung  beschlossen.
ungsgesetz (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Wilstedt diesen Bebauungsplan Nr. 15 "Am alten Bahnhof", bestehend 

gemacht worden.

- Entwurf -

Sonstige Planzeichen (§ 9 BauGB und §§ 1 und 16 BauNVO)

Verkehrsflächen

o

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

z.B.  0,3

Maß der baulichen Nutzung

Art der baulichen Nutzung

Planzeichenerklärung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB §§ 22 und 23 BauNVO)

Straßenbegrenzungslinie

Straßenverkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Baugrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl/GRZ

Offene Bauweise

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO)

(gemäß Planzeichenverordnung v. 1990)
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Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung

Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion ........................

Die Planungsgrundlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ........................). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der
Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Achim, den ....................

.......................................................
(Unterschrift)

Jahr ...........C

100 m10 m

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
Bürgermeister

(Riedesel)

Bürgermeister
(Riedesel)

Bürgermeister
(Riedesel)

Bürgermeister
(Riedesel)

Bürgermeister
(Riedesel)

Bürgermeister
(Riedesel)

MDW Dörfliches Wohngebiet

Textliche Festsetzungen
1. Eingeschränktes Gewerbegebiet

Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes (GEe) sind nur Nutzungen zulässig, die das Wohnen nicht
wesentlich stören.
Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes sind die ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter (§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO) allgemein
zulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO).

2. Maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen
Die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird im Dörflichen Wohngebiet (MDW) auf 9,0 m begrenzt (§ 16 Abs. 2 Nr.
4 BauNVO). Geringfügige Überschreitungen durch untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Schornsteine) bis zu 2,0
m können zugelassen werden (§ 31 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 6 BauNVO).
Die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE) auf 11,0 m begrenzt (§ 16
Abs. 2 Nr. 4 BauNVO). Geringfügige Überschreitungen durch untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Schornsteine)
bis zu 2,0 m können zugelassen werden (§ 31 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 6 BauNVO).
Als Bezugshöhe gilt die Höhe der Oberkante der Fahrbahnmitte der jeweiligen Erschließungsstraße;
Bemessungspunkt ist die Mitte der Straßenfront des jeweiligen Baugrundstückes (§ 18 Abs. 1 BauNVO).

3. Immissionsschutz
Innerhalb der Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) sind
schutzbedürftige Räume im Sinne der DIN 4109 /8/ nicht zulässig (z.B. Wohnräume, Schlafräume, Büroräume,
Praxisräume, Sitzungsräume und ähnliche Arbeitsräume).

4. Flächen für die Wasserwirtschaft und die die Regelung des Wasserabflusses
Innerhalb der Flächen für die Wasserwirtschaft und für die Regelung des Wasserabflusses sind naturnahe
Maßnahmen und Anlagen zur schadlosen Versickerung und Rückhaltung von nicht schädlich verunreinigtem
Oberflächenwasser zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 u. Nr. 20 BauGB). Das gemäß NWG erforderliche
wasserrechtliche Genehmigungsverfahren bleibt von dieser Festsetzung unberührt. Die innerhalb der Fläche
vorhandenen Gehölze sind dauerhaft zu erhalten. Die nicht für die Anlage von Versickerungs- bzw. Rückhalte-
einrichtungen erforderlichen Flächen sind als extensives Grünland zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten (§ 9
Abs. 1 Nr. 20 BauGB). Eine Befahrung zur Pflege der Versickerungs- bzw. Rückhalteeinrichtungen ist zulässig.

5. Grünordnung
5.1 Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelgehölze sind zu erhalten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB).

Die Entfernung von Gehölzen aufgrund einer Befreiung gemäß § 6 der Baumschutzsatzung der Gemeinde
Wilstedt ist zulässig. Abgänge sind durch Nachpflanzungen mit Gehölzen gleicher Art auf demselben
Baugrundstück zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB).

5.2 Innerhalb der gesondert gekennzeichneten Flächen sind Bodenabgrabungen mit einer Höhe von mehr als 0,2 m
nicht zulässig. Bodenauffüllungen sind ausschließlich mit wasser- und luftdurchlässigen Materialien bis zu
einer Höhe von maximal 0,2 m zulässig. Befestigungen dürfen ebenfalls lediglich mit wasser- und
luftdurchlässigen Materialien ausgeführt werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB).

5.3 Innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern ist der Gehölzbestand zu erhalten (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB).
Abgänge sind durch Nachpflanzungen mit Gehölzen gleicher Art an ungefähr gleicher Stelle zu ersetzen (§ 9
Abs. 1 Nr. 25a BauGB).
Die Anpflanzung erfolgt durch den Grundstückseigentümer in der auf den Rohbau folgenden Pflanzperiode. Die
Anpflanzung ist vom Grundstückseigentümer dauerhaft zu erhalten. Abgänge sind durch Nachpflanzungen mit
Gehölzen gleicher Art an ungefähr gleicher Stelle zu ersetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB).

Die in den textlichen Festsetzungen aufgeführten DIN-Normen können bei der Gemeinde Wilstedt
eingesehen werden.

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21.11.2017, zuletzt geändert durch Artikel
2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).
Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017, zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184).

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Zu erhaltende Bäume (siehe textliche Festsetzungen)

M 1:1.000

(siehe textliche Festsetzungen)
vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern
(siehe textliche Festsetzung Nr. 4)

des Wasserabflusses
Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung

(R-Regenwasserrückhaltebecken, Ü-Überschwemmungsgebiet)
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den

des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z. B. von Baugebieten, oder Abgrenzung

Nachrichtliche Hinweise
Bodenfunde
Sollten in der Erde Sachen oder Spuren gefunden werden, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist,
dass dies Kulturdenkmale (Bodenfunde) sind, so ist die unverzüglich dem Landkreis Rotenburg (Wümme)
als untere Denkmalschutzbehörde, der Gemeinde oder dem Nds. Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen
(§ 14 Nds. Denkmalschutzgesetz). Zur Anzeige von Bodenfunden ist jeder am Bau Beteiligte verpflichtet.

Baumschutzsatzung
Auf die Satzung über den Schutz von Bäumen innerhalb des Gebietes der Gemeinde Wilstedt wird
hingewiesen.

Gestaltung der nicht überbauten Flächen von Baugrundstücken
Entsprechend § 9 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) sind die nicht überbauten Flächen
von Baugrundstücken als Grünflächen anzulegen. Dementsprechend muss auf diesen Flächen der Anteil an
Vegetation überwiegen, so dass Steinflächen (Plattenbeläge, Pflasterungen, Schotterflächen etc.) nur in
geringem, der Vegetation deutlich untergeordnetem Maße zulässig sind. Verstöße stellen eine
Ordnungswidrigkeit gem. § 79 NBauO dar, die geahndet werden kann.
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